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In dem Rechtsstreit

.; . :—w‚*r‘|‘x
o' ooooooooooo -0.'...COOIOOQOOOQOUOOOOOCIOODOOOU ..... .Verkündet am

26° Oktober 1965

hat der 14„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 260 Oktober 1965 durch

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n
— Vorsitzender —

' Bundesrichter S 0 n n e n b e r g

und Bundesrichter Dr° B u s s ,
Bundessezialrichter G ü n t h e r

und Bundessozialrichter Dr° N e u m a n n_

zürRmmte■mmm:

Auf die Revision der Beklagten werden das Urteil

des Bayerischen Landesseziälgerichts vom 8° Januar

4965 und das Urteil des Sozialgerichts Nürnberg vom

15„ Mai 4960 aufgehoben° '
Die Klage wird abgewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten°
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9.2.1L9.9.9--

I

Die Beklagte (Bundesversicherungsanstalt für Angestellte) be—

gehrt von der Klägerin (Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung

und Arbeitslosenversicherung), daß sie den Beigeladenen 3333

(B„) in der Angestelltenversicherung (AnV) für die Zeit vom
21° Juni 1955 bis 12„ März 1957 nachversichert° In dieser Zeit

war Beibei der Klägerin als Angestellter tätig, galt aber als

versicherungsi‘rei° B° hatte nämlich vorgetäuscht, früher Beamter

der Reichsarbeitsverwaltung gewesen zu sein; nur deshalb hatten

das Landesarbeitsamt Nordrhein—Westfalen in dem Rechtsstelluncs—

bescheid vom 22° September 1952 und das Landesarbeitsnmt Berlin

in dem später an die Stelle dieses Beseheides getretenen neuen
RechtsStéllunngeschéid vom 2° Mai 1956 festgestellt, daß B°

nach 5 5 Abs° 2 des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhültnisse

der unter Art° 151 des Grundgesetzes fallenden Personen (G 151)

mit Ablauf des 8° Mai 1945 als Beamter zur Wiederverwendung

(Bsz) gelte° Nach Entdeckung der Täuschung wurde B° am 12° März
1957 fristlos entlassen und der Rechtsßtcllung3bcsehcid aufgeho-

ben‚ ohne daß B° ein Rechtsmittel hiergegen einlegte°

Da die Klägerin den Beigeladenen B° darauf von Anfang an für

versicherungspflichtig hielt, entrichtete sie an die gleiehfallr

beigeladene Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK) Sozialversiche—

rungsbeiträge in Höhe von 20514,04 DM für die Beschäftigungszeit

ab 10 Dezember 1954 nach, ließ sich die Hälfte von B° erstatten

und berief sich für die vorhergehende Zeit auf die Verjäh1ung

der Beitragsschuld°

Mit Bescheid vom 9° April 1959 und Widerspruchsbescheid vom
24° Juni 1959 bestand die Beklagte auf der Entrichtung von Nach—

versicherungsbeiträgen zur AnV für die gesamte Beschäftigungr—

zeit (14 % des Entgelts = 2„622,45 DM) abzüglich eines Betrages

von 1° 295,16 DM, den sie inzwischen als Beitragsanteil der AnV

(11 % des Entgelts) von der AOK erhalten hatteo
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Auf die Klage der Klägerin hob das Sozialgericht (SG) Nürn—

berg beide Beseheide auf° Die Berufung der Beklagten wies

das Bayerische Landessozialgericht (LSG) zurück° Es teilte

die Ansicht der Klägerin, daß B° nicht versicherungsfrei,

sondern versicherungspflichtig gewesen sei„ Der Rechtsstel—

lungsbescheid habe nur deklatorische Bedeutung gehabt, eine

nach dem Gesetz fehlende Versicherungsfreiheit habe er nicht

begründen können° Zu dem Fall der nichtigen Beamtenernennung

— der nach herrschender Ansicht zur Nachversichcrung führe —
lasse sich keine Parallele ziehen, weil hier (nur) die
Rechtslage falsch beurteilt werden sei°

Mit der zugelassenen Revision beantragte die Beklagte,

die Urteile des SG und des LSG aufzuheben

und die Klage abzuweisen°

Sie rügte eine Verletzung der 55 6 Abs° 2, 9 des Angestellten—

versicherungsgesetzes (AVG)„ Nach ihrer Meinung hat der Rechi:—

stellungsbescheid konstitutiv gewirkt‚ weswegen sich seine

Folgen nur durch eine Nachversicherung ausgleichen ließen°

Die Klägerin beantragte die Zurückweisung; der Revision°

Der Beigeladene B° ließ sich im Revisionsverfahren nicht ver—
treten°

Die beigeladene AOK stellte keine Anträge°

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig (5% 162 Abs° 4 Nr° 1‚
/ „464 des Sozialgerichtsgesetzes - SGG -) und begrundet°

Der — ohne Versorgung aus dem Dienst der Klägerin ausgeschiede—

ne — Beigeladene B° ist nach 5 9 AVG in Verbindung mit Arte 2
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5 4 und Art° 5 5 7 des Angestelltenversicherungs—Neuregelungs—

gesetzes (AnVNG) für die gesamte Besehäftigungszeit in der AnV

nachzuversichern, wenn er ab 4° März 4957 nach 5 6 Abs° 4 Nr° 5

AVG und in der vorhergehenden Zeit nach 5 469 der Reichsversi—

cherungsordnung (EVO) in Verbindung mit 5 4 AVG — beide in der

Fassung der Vereinfachungsverordnung vom 47° März 4945 — in der
AnV versicherungsfrei gewesen ist (sonstige Vorschrifteh über die

' Versicherungsfreiheit scheiden aus)° Entgegen der Ansicht des

LSG war dies der Fall° '

Sowohl % 6 Abs° 4 Nr‚ 5 AVG als auch S 469 EVO gewähren den Be—
amten und sonstigen Beschäftigten der Klägerin Versicherungsfrei—

heit, wenn ihnen "Anwartschaft auf Ruhegehalt und Hinterbliebenen—
versorgung" (@ 469 RVO) bzw° "Anwartschaft auf lebenslängliche

Versorgung und Hinterbliebenenversorgung nach beamtenreehtlichen

Vorschriften oder Grundsätzen" (% 6 AVG) gewährleistet ist° Über

die Gewährleistung der Versorgungsanwartschaft entscheiden nicht

die Versicherungsträger, sondern die in Abs° 2 der beiden Vor—

schriften bestimmten Verwaltungsbehörden° Sie haben am 225 Janu—

er 4958 eine Entscheidung getroffen, die auch für die im Dienste

der Klägerin beschäftigten BZUV gilt (GemNinBl° 4958 S° '?!)° Ob

und inwieweit die Entscheidung allerdings frühere Beschäftigungen

insbesondere solche vor März 4957, miterfaßt, ergibt sich aus ihr

nicht, diese Frage kann jedoch ebenso dahingestellt bleiben wie

die weitere, vom LSG nicht geklärte Frage, ob schon eine frühere

Entscheidung für diesen Personenkreis die Gewährleistung der ch«
sorgungsanwartschaft festgestellt hatte° Nach dem G 454 sind näm-

lich die BZWV bei einer Beschäftigung im öffentlichen Dienst
seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes (April 4954) auch ohne

eine ausdrückliche Gewährleistungsentscheidung versicherurgsfrei.

Das ergibt sich aus der Vorschrift des 5 75 G 454, in der die

Versicherungsfreiheit der BzUv und ihre Befugnisse zur Beitrags—

rückforderung für die Zeit ab April 4954 geregelt sind° Die Vor—

schrift unterscheidet zwisehen Beschäftigungen außerhalb oder in—

nerhalb des öffentlichen Dienstes; den ersten Fall regelt Abso4‚

..5-
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den zweiten Fall Abs° 40 Die außerhalb des öffentlichen Dien—

stes beschäftigten BzUv werden auf Antrag von der Versicherungs—

pflicht befreit° Der Antrag wirkt, wenn er bis September 1958

gestellt wird, auf April 1951 bzw° auf den Beschäftigungsbe—

ginn zurück; die gleiche Rücküirkung tritt ein, wenn die Rechts—

stellung als Bsz erst nach dem September 1957 festgestellt

und der Antrag innerhalb eines Jahres nach dem Feststellunge-

monat nachgeholt wird" Je nach dem Umfangßder Versicherungs—

freiheit kann der BzUv alsdann die entrichteten Versicherungs—

beiträge zurückfordern° Diese Regelung findet nach Abs„ 4 auf
die Rückforderung der Beiträge entsprechende Anwendung, wenn

ein BzUv nach dem Inkrafttreten des Gesetzes im öffentlichen

Dienst als Angestellter oder Arbeiter tätig ist und seine

Rechtsstellung als Bsz erst nachträglibh fcsäßcstcllt„wirdo

Aus dem Vergleich des Abs° 1 mit dem Abs° 4 (der zwar erst

durch das zweite Änderungsgesetz vom 11, September 1957 seine

jetzige Fassung erhalten, aber eine bereits bestehende Praxis

legalisiert hat) folgt, daß der Gesetzgeber die im öffentlichen

Dienst beschäftigten BzUv ab April 1951 ohne weiteres, d„h°

auch ohne besondere Gewährleistungsentscheidung, für versi—

cherungsfrei hält (BSG 10, 105; 1065 21, 252, 254 mit weite en
Nachweisen; Erlasse des BAM vom 12° und 29° Oktober 1951,

BArbBl° 1951 SO 555 und 550 und vom 25° Oktober 1961, Die Bei—
Vträge, 1962 SO 12; 0dendahl, BKK 1958, 258, 265; Koch/Hartn nn,

2° Auflo, Anm° 6 d zu % 11 AVG aF; Hanow—Lehmann—Bogs, 5, Aufl„,

Randnr° 19 zu 5 1229 RVG)° Insoweit hat das G 151 die 55 169

RVG, 6 AVG modifiziert, weil es selbst schon den BZWV die Ver—

sorgungsanwartschaft verbürct(5 29) und weil es ihre Beschäf—

tigung als Angestellte oder Arbeiter im öffentlichen Dienst

dabei als ruhegehaltsfähig berücksichtigt (5 55 Abs° 5)„

Sonach hat hier Versicherungsfreiheit von B° bestanden, wenn

er Bsz gewesen ist„ Der Rechtsstellungsbescheid der Klägerin

hat diese Eigenschaft zwar nicht begründen, sondern allein

feststellen können; es trifft auch zu, daß die in diesem Ver—

waltungsakt getroffene Feststellung falsch gewesen ist° Das
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schließt aber nicht aus, daß der Rechtsstellungsbescheid dennoch

- die Versieherungsfreiheit von B° bewirkt hat. Auch ein feststel—

lender Verwaltungsakt bindet die Stelle, die ihn erläßt, und den

Adressaten, den die darin enthaltene Regelung betrifft, Darüber

hinaus hat hier der Versioherungsträger (die Beklagte) ebenfalls

den Inhalt des Rechtsstellungsbescheides hinnehmen müssen; er
hat“

nicht selbst prüfen dürfen, ob Bo die Eigenschaft als Bsz zu—

kommt. Das ergibt sich schon aus der Bedeutung, die 5 73 G 131 in

den Abs° 1 und 4 der Feststellung einer Rechtsstellung als BZWV

durch die Verwaltungsbehörden beimißt; zudem entspricht diese Be—

wertung des Rechtsstellungsbescheides dem allgemeinen Prinzip, die

"dienstrechtlichen Vorfragen" einer Versicherungsfreiheit mög—

lichst durch die zuständigen Verwaltungsbehörden entscheiden zu

lassen, um eine sachgemäße und einheitliche Beurteilung dieser

Fragen sowohl im dienstrechtlichen als auch im versicherungsrecht-

«lichen Bereich sicherzustellen (BSG 11, 63, 65 f; 21 aaO; SozR, G

über Soners der NSDAPvom 4° März 1943, Nr° 2; Hanow/Lehmarn/Bogs,

Randnr° 5 zu 5 1252 RVG). Aus den gleichen Gründen ist der Rechts—

stellungsbescheid im sozialgerichtlichen Verfahren nicht auf seine

Richtigkeit hin nachzuprüfen, weil auch die Sozialgerichte an die

von den Verwaltungsbehörd€n getroffenen dienstrechtlichen ”Int—

scheidungen" jedenfalls dann gebunden sind, wenn diese — wie hier —

in der Form eines selbständig anfechtbaren Verwaltungsakts organ—

gen sind. Daß der Rechtsstellungsbescheid von B. erschlichcn wor—

den ist, ist in diesem zusammenhang ohne Bedeutung; der Bescheid

ist im Hinblick hierauf zwar rücknehmbar, aber nicht nichtig und

somit jedenfalls wirksam gewesen°

Demnach bleibt nur zu fragen, ob die spätere Aufhebung des Rechts—

stellungsbescheides, die als Rücknahme zu verstehen ist, die Ver—

sicherungsfreiheit rückwirkend beseitigt hat. Das ist zu vernei-

nen, weil diese Folgerung dem sozialversicherungsrechtlichen

Grundsatz widerspricht, daß in der Vergangenheit liegende versi—

cherungsrechtliche Verhältnisse nicht nachträglich mit Rückwir—

kung geändert werden können (BSG 20, 145, 147; SozR Nr. 16 zu

5 160 RVG; BVA in AN 1916, 775; 1935, 254; 1936, 274; 1943, 186;

..7...
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Peters, Handbuch der Krankenversicherung, Anm° 15 zu 5 169
RVG; Hanow—Lehmann—Bogs, Randnro 17 zu 5 4229, Randnr° 5

zu S 1252 RVG), Dieser Grundsatz gilt auch dann, wenn der

Beurteilung eines Versicherungsverhältnisses — wie hier —
ein Verwaltungsakt zugrunde lag, der zwar fehlerhaft, aber

nicht nichtig gewesen ist; es kommt dabei nicht darauf an,

ob der Verwaltungsakt aus tatsächlichen oder rechtlichen

Gründen fehlerhaft gewesen ist° Es braucht hier nicht ent—

schieden zu werden, wie die Rechtslage ist, wenn der zu—

grunde gelegte Verwaltungsakt — wie im Fall der nichtigen

Beamtenernennung (vgl° dazu Ankenbrank, "Die Sozialgerichtn—

barkeit" 1958, 500)
— von Anfang an unwirksam ist, Im vor—

liegenden Falle ist jedenfalls anzunehmen, daß die Aufhe—

bung des Rechtsstellungsbescheides die Versibherungsfrei—

heit des B° nicht wieder rückwirkend beseitigt hat° Dagegen

läßt sich nicht einwenden, daraus, daß 5 6 Abs° 2 AVG den
Verwaltungshehörden die Entscheidung darüber überlasse, "ab

wann" eine Versorgungsanwartschaft gewährleistet sei, er—

gebe sich, daß der Gesetzgeber selbst mit der Möglichkeit

einer rückwirkenden Änderung der Versicherungsverhältnisse

rechne, Aus 5 6 Abs, 2 AVG ist nur zu schließen, daß die

Möglichkeit einer rückwirkenden Beseitigung der Versiche—

rungspflicht nicht ausgeschlossen ist, wenn die vergangene

Zeit versorgungsrechtlich voll berücksichtigt wird° Das ist

auch sinnvoll; hier würde dagegen ein Teil der Beschäfti—

gungszeit des B° (vor Dezember 1954) bei seiner Alters— und

Hinterbliebenensicherung weder beamtenrechtlich noch sozial—

versicherungsrechtlich "honoriert" werden, obwohl eine Be—

strafung für vergangenes Tun dem Sozialversicherungsrecht

bei der Begründung ven Versicherungsfreiheit oder Versi—

cherungspflicht wie auch in Fragen der Nachversicherung

grundsätzlich fremd ist (vgl° EuM 57, 127, 129); es besteht

deshalb kein Grund, das allgemeine Rückwirkungsverbot im

vorliegenden Fall zu durchbrechen° '

Da B„ ohne die Versicherungsfreiheit versicherungspflichtig

gewesen wäre, liegen nach allédem die gesetzlichen Voraus—
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setzungen für die von der Bekleüten geforderte Naehversicherung

für die gesamte Beschäftigungszeit von B° vor° Das auf einer an—

deren Reehtsauffassung beruhende Urteil des LSG ist darum aufzu-

heben„ Der Senat kann in der Sache entscheiden„ Er muß das Ur—

teil erster Instanz ebenfalls aufheben und die Klage abweisen.

In dem angefochtenen Bescheid hat die Beklagte die Klägerin noch

gebeten ("bitten wir"), den von B° der Klägerin erstatteten Be—

trag von 4„457,02 DM an ihn zurückzuzahlen, weil dem Arbeitge—

ber bei einer Nachversicherung das Abzugsrecht nach 5 419 AVG

nicht zustehe° Insoweit hat die Beklagte jedoch keinen Ver al—

tungsakt erlassen; ihre "Bitte" ist daher für die Klägerin nicht

verbindliche Im übrigen ist dabei auch zu bedenken, daß die Klä—

gerin möglicherweise von dem Beigeladenen B° Schadensersatz nach

bürgerlich—rechtlichen Vorschriften (Verschulden bei Vertrrgs—

sehluß, unerlaubte Handlung) beanspruchen kann°

Die Kostenentseheidung beruht auf € 495 SGG°
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